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Antrag

der Abgeordneten Daniela Kluckert, Frank Sitta, Torsten Herbst, Dr. Christian
Jung, Oliver Luksic, Bernd Reuther, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, Christine
Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar),

Dr. Marco Buschmann, Britta Katharina Dassler, Dr. Marcus Faber, Daniel Fost,
Otto Fricke, Thomas Hacker, Reginald Hanke, Peter Heidt, Katrin Helling-Plahr,
Markus Herbrand, Katja Hessel, Dr. Gero Hocker, Manuel Hoferlin, Reinhard
Houben, Olaf in der Beek, Karsten Klein, Pascal Kober, Carina Konrad, Konstantin
Kuhle, Ulrich Lechte, Michael Georg Link, Alexander Muller, Frank Muller-
Rosentritt, Dr. Martin Neumann, Matthias Nolke, Hagen Reinhold, Dr. Wieland
Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Judith Skudelny, Hermann Otto Solms,
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Katja Suding, Stephan Thomae, Manfred
Todtenhausen, Gerald Ullrich, Johannes Vogel (Olpe), Nicole Westig und der
Fraktion der FDP

Update fur das Personenbefdérderungsgesetz — Chancen der Digitalisierung nutzen

Der Bundestag wolle beschlieRen:
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Der digitale Fortschritt unserer Zeit verandert nicht nur Wirtschaft, Politik und
Gesellschaft, auch das Privatleben und die Arbeitswelt werden nachhaltig und
tiefgreifend revolutioniert. Industrie 4.0, Autonomes Fahren oder Online-Banking
sind nur einige Anwendungsbereiche, die einer modernen und international wett-
bewerbsfahigen Gesellschaft neue Chancen eréffnen.

Ebenso gilt dies fur das Mobilitatsverhalten der Gesellschaft: Neue Geschéftsmo-
delle und neue Anbieter drangen im Zuge der Digitalisierung auf den Markt und
folgen so der veranderten Mobilitatsnachfrage der Menschen. Diese Entwicklun-
gen waren (ber die letzten Jahre in zahlreichen Stadten Deutschlands zu beobach-
ten: eine steigende Zahl an neuen Dienstleistern, welche mit digitalen Geschéfts-
modellen und Mitteln den Menschen neue Formen der Mobilitat ermdglichten,
erkampften sich ihren Zugang zum Mobilitatsmarkt. Das Potenzial und die Ver-
anderungskraft dieser neunen Mobilitatsformen ist immens. Koordiniert durch di-
gitale Instrumente kénnen sich beispielsweise kurzfristig Fahrgemeinschaften zu-
sammenfinden, die eine &hnliche Wegstrecke oder Teile dieser gemeinsam zu-
ricklegen und sich die Kosten teilen. Diese neue Form der Mobilitat - das Pooling
- lasst nicht nur die Preise fiir die Verbraucher sinken, sondern schafft zusatzlich
auch neue Flexibilitat, neuen Komfort und eine neue Wahlfreiheit. Dariiber hinaus
werden durch die Biindelung unterschiedlicher Fahrten aber auch die Schadstof-
femissionen reduziert. Neue Formen der Mobilitdt machen den Verkehr also ef-
fektiver, effizienter, nutzerfreundlicher und nachhaltiger.
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Insbesondere in der Personenbeférderung wird mit den neuen Formen wie der
Sharing Economy und des (On-Demand-) Poolings die Diskrepanz zwischen
(rechtlichem) Status Quo und den neuen Mdglichkeiten offensichtlich. Bereits
seit 1934 regelt das Gesetz zur Beforderung von Personen zu Lande (heute: Per-
sonenbefdrderungsgesetz — PBefG) den strallengebundenen Nahverkehr und be-
inhaltet vor allem die gewerberechtlichen Gesetzmé&Rigkeiten zur Erbringung von
Personenbefdrderungsleistungen durch die Verkehrsunternehmen. Obwohl es
2017 zuletzt gedndert wurde, ist es im Zuge der Digitalisierung und den damit
einhergehenden Veranderungen heute nicht mehr aktuell.

Innovative Mobilitatsdienste kénnen die Leistungsfahigkeit und Effizienz des
Personenverkehrs signifikant steigern. Insbesondere Sharing-Economy- und Poo-
ling-Konzepte kdnnen zur Belebung des Wettbewerbs, zur Entlastung der Infra-
struktur und zum Schutz der Umwelt beitragen. Grundsétzlich gilt es deshalb
Wettbewerbsverzerrungen zwischen privaten und kommerziellen Anbietern im
Zuge der Sharing Economy einzuddmmen. Ziel der Sharing Economy darf es aber
nicht sein, durch Umgehung sinnvoller Regulierungen, etwa im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz oder bei Steuervorschriften Wettbewerbsvorteile zu erlan-
gen. Gleichzeitig sollten innovative Mobilitatsdienste gefdrdert werden, z. B.
durch flexiblere Regelungen bzw. der Etablierung neuer Regelungsrahmen, an-
statt alte, (iberholte Gesetze und Rechtsvorschriften anzuwenden. Um innovativen
Mobilitatsdiensten den Markteintritt zu ermdglichen und zugleich faire Wettbe-
werbsbedingungen fur alle Marktteilnehmer zu schaffen, ist die Etablierung eines
Level-Playing-Fields erforderlich, das sich im Personenbeférderungsgesetz wi-
derspiegeln muss.

I1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

1. ein Level-Playing-Field fiir alle Mobilitatsdienstleister zu schaffen, um den
Wettbewerb zu beleben und das Potenzial innovativer Mobilitatsdienste fir
eine gesteigerte Effizienz des Personenverkehrs, die Entlastung der Infra-
struktur sowie den Schutz der Umwelt zu nutzen. In diesen Zusammenhang
wird die Bundesregierung aufgefordert:

a. faire Wettbewerbsbedingungen fur alle Marktteilnehmer durch
den Abbau von Wettbewerbsverzerrungen zu schaffen.

b. im Rahmen einer Mehrwertsteuerreform eine einheitliche steu-
erliche Behandlung aller Personenbefdrderungsdienstleister um-
Zusetzen.

c. daflr zu sorgen, dass insbesondere jungen und innovativen eu-
ropaischen Mobilitatsdienstleistern im Rahmen des Level-
Playing-Fields, der Markteintritt sowie der Aufbau eines Hei-
matmarktes ermdglicht wird.

2. eine marktwirtschaftliche Ausrichtung und Offnung des Taximarktes voran-
zutreiben, um so das Taxigewerbe von preistreibenden und starren Regularien
zu entlasten. Hierzu wird die Bundesregierung aufgerufen,

a. im Zuge der Offnung des Taximarktes die Tarifpflicht aufzuhe-
ben, damit eine Preisregulierung durch den freien Wettbewerb
stattfinden kann.

b. eine tempordre Beschrankung von unverhéltnisméRigen Preis-
ausschlagen nach oben in Form einer Preishdchstgrenze einzu-
fiihren, um verbraucherseitig Akzeptanz fir die Preisflexibilisie-
rung zu schaffen.
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c. im Rahmen der Flexibilisierung des Taximarktes und der Schaf-
fung eines Level-Playing-Fields die Ortskundepriifung als Vo-
raussetzung fiir die Personenbefdrderung im Taxigewerbe zu
streichen.

d. sicherzustellen, dass im Kontext der Offnung des Taximarktes
die duBere Kennzeichnung und die Mdglichkeit zur Nutzung
spezieller Taxistande als Alleinstellungsmerkmale der Taxis
beibehalten werden.

einen Rechtsrahmen zur unbiirokratischen Genehmigung fir Pooling Ange-
bote aller Art zu schaffen.

a. sofern Pooling-Dienste einen vorab klar definierten und transpa-
renten Kriterienkatalog erfiillen ist ihnen die Zulassung zu ge-
wahren.

b. sollten zeitliche und/oder raumliche Beschrankungen sowie eine
Kontingentierung der Pooling-Verkehre von der zustandigen
Genehmigungsbehdrden in Betracht gezogen werden, sind hohe
Hurden fir diese Einschrankungen zu etablieren, beispielsweise
durch die Einforderung eines unabhangigen Gutachtens.

c. sicherzustellen, dass Pooling-Anbieter sowohl auf dem Bestell-
als auch auf dem Wink- und Wartemarkt ihre Personenbefdrde-
rungsdienstleistung anbieten dirfen.

einen monetéren Schwellenwert zur unbirokratischen Trennung von privaten
und gewerblichen Angeboten im Rahmen der Sharing Economy zu definieren
und einzufihren.

im Personenbeforderungsgesetz die Pflicht zum Auftragseingang am Be-
triebssitz flr alle Arten der Personenbeférderung und insbesondere Mietwa-
genverkehre zu streichen.

die Rickkehrpflicht fiir alle Personenbefdrderungsarten und -dienste abzu-
schaffen, um 6konomisch und 6kologisch nicht zu rechtfertigende Leerfahr-
ten und eine unnotige Verteuerung der Mobilitat zu vermeiden.

eine bundeseinheitliche Regelung fr ein grenziibergreifendes Laderecht ein-
zufuihren, um 6kologisch und ékonomisch nicht zu rechtfertigende Leerfahr-
ten zu vermeiden und es insbesondere Taxen zu ermdglichen bei Riickfahrten
unabhéngig vom Ort ihrer Anmeldung und Konzession Passagiere aufneh-
men zu dirfen.

das Taxi nicht mehr als 6ffentliches Verkehrsmittel zu definieren und diese
somit von der Betriebspflicht zu entbinden.

die Nutzung von Busspuren in der Stralenverkehrsordnung auf alle kommer-
ziellen Pooling-Fahrten auszuweiten, um den Wettbewerbsverzerrungen ab-
zubauen und ein Level-Playing-Field zu schaffen.

Real-Quartiere fur die umfassende Erprobung weiterer innovativer Mobili-
tatslosungen unter dem Dach des Personenbeforderungsgesetzes zu schaf-
fen, die die Erprobung neuer Geschéftsmodelle vereinfachen und diesen faire
Chancen zum Markteintritt zu bieten.

den offentlichen Personennah- und Fernverkehr zu verpflichten, seine aktu-
ellen Fahrplandaten sowie weitere Echtzeitdaten in standardisierter, maschi-
nenlesbarer Form, der Offentlichkeit - als Open Data - frei verwendbar zur
Verfligung zu stellen.
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Berlin, den 26. Januar 2021

Christian Lindner und Fraktion

Begrundung

Offnung des Taximarktes:

Das Taxigewerbe gehort zu den letzten verbliebenen Dienstleistungsmaérkten, in denen eine strenge Regulierung
freien Wetthewerb verhindert. Der Zutritt zum Taximarkt ist in den meisten der mehr als 800 Tarifgebieten in
Deutschland durch die Anzahl der Konzessionen limitiert. Zusatzlich bestimmen die Verwaltungen mit ihren Ta-
xiverordnungen und der damit verbundenen Tarifpflicht die Kosten des Endkunden flir die Fahrt mit dem Taxi.
Darliber hinaus miissen angehende Taxifahrer die Ortskundepriifung bestehen, bevor es ihnen offiziell erlaubt ist,
ihr Gewerbe auszuiiben. Ebenso ist es ihnen zurzeit nur in Ausnahmeféllen gestattet, Fahrten zu poolen. Diese
starren Regelungen und Preise verhindern Wettbewerb und setzen speziell den Preiswettbewerb vollig auer
Kraft. Zweit-, Grau- und Schwarzmérkte entstehen und Anteile an Funkzentralen und Taxigenossenschaften
scheinen im VVerborgenen zu hohen Preisen vergeben zu werden. Trotz der Tarifpflicht scheint Schwarzarbeit weit
verbreitet (https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/kommentar-der-taxi-markt-braucht-mehr-wettbewerb-
1.2960119). Daher fordern die Antragssteller die Offnung des Taximarktes in Verbindung mit der Aufhebung der
Tarifpflicht und eine damit einhergehenden Preisregulierung durch den freien Wettbewerb. Dabei miissen bei der
Umstellung des Systems Mechanismen gefunden werden, die einen unverhaltnismaBigen Preisausschlag nach
oben verhindern, um die Akzeptanz der Verbraucher zu erhalten. Dies konnte die Einfiihrung einer Preishdchst-
grenze sein. Ferner fordern die Antragsteller die grundsatzliche Gestattung von Pooling-Fahrten sowie die Strei-
chung der Ortskundepriifung als VVoraussetzung fiir die Personenbeférderung im Taxigewerbe.

Definition von Schwellenwerten zur Trennung von privaten und gewerblichen Angeboten im Zuge der Sharing
Economy:

Um Birokratiekosten gering zu halten und Ldsungen praktikabel zu gestalten, fordern die Antragssteller die Ein-
fiihrung von Schwellenwerten, ab welchen Anbieter als gewerblich gelten sollten und dementsprechende Regeln
zu befolgen haben. Anbieter unterhalb dieser Grenzwerte, sogenannte ,,Gelegenheitsanbieter*, sollten hingegen
als privat gelten und weniger strikt reguliert werden. Zudem konnten an die Schwellenwerte ebenfalls Melde-
pflichten der Plattformen gegeniiber Behtrden geknupft werden.

Abschaffung der Ruckkehrpflicht einschlieBlich der Vorschrift, dass der Beforderungsauftrag am Betriebssitz
eingehen muss fiir alle Formen der Personenbeférderung streichen:

Durch eine verordnete Rickkehrpflicht haben inshesondere Mietwagen nach Ausfiihrung ihres Beférderungsauf-
trags unverziglich zum Betriebssitz zurlickzukehren, es sei denn, vor der Fahrt von dem Betriebssitz oder der
Wohnung des Unternehmers oder wéhrend der Fahrt wurde ein neuer Beforderungsauftrag erteilt. Diese Regelung
hat Leerfahrten zur Folge, die sowohl 6konomisch als auch 6kologisch nicht zu rechtfertigen sind. Daraus resul-
tierend fordern die Antragsteller eine Abschaffung der Riickkehrpflicht einschlieBlich der Vorschrift, dass der
Beforderungsauftrag am Betriebssitz eingehen muss fur alle Formen der Personenbeférderung.

Einflhrung einer bundeseinheitlichen Regelung flir grenziibergreifendes Laderecht:

Gemal aktuellem Laderecht im PBefG missen Taxis dort gemeldet sein und eine Konzession besitzen, wo sie
Passagiere aufnehmen wollen. Das bedeutet, dass Taxifahrten von einem in ein anderes Bundesland gestartet
werden diirfen, die Riickfahrt jedoch wieder ohne Passagier und damit als Leerfahrt stattfinden muss. Ausnahmen
von dieser Regel bestehen nur dort, wo sich Bundeslander Gber Ausnahmen einigen. Um die so entstehenden,
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Okologisch und 6konomisch nicht zu rechtfertigenden Leerfahrten zu vermeiden, fordern die Antragsteller die
Einflhrung einer bundeseinheitlichen Regelung flir grenziibergreifende Laderechte, sodass Taxis bei Riickfahrten
unabhangig vom Ort ihrer Anmeldung und Konzession Passagiere aufnehmen dirfen.

Abschaffung der Betriebspflicht und Reform der Mehrwertsteuer:

Aktuell wird die Personenbefoérderung im Nahverkehr per Taxi als 6ffentliche Dienstleistung ausgedibt, die be-
sonderen Verpflichtungen unterliegt. Es wird daher eine Mehrwertsteuer von 7% erhoben. Als besondere Ver-
pflichtungen werden die Betriebspflicht, festgelegte Beforderungsentgelte und die allgemeine Beforderungs-
pflicht verstanden. Personenbeférderungsleistungen per Mietwagen, zu denen derzeit auch die neuen Formen der
Sharing Economy und des Poolings gehdren, unterliegen grundsétzlich einer Mehrwertsteuer von 19%. Fir den
Nutzer ist ein Unterschied beider Dienstleistungen aber nicht erkennbar. Das Umsatzsteuersystem in Deutschland
zeichnet sich neben den Dienstleistungen bei der Personenbeférderung noch durch eine Vielzahl solcher Tatbe-
stdnde bei der Anwendung der verschiedenen Steuersatze aus. Daher sollte bei einer zukiinftigen Mehrwertsteu-
erreform, deren Ziel die Vereinfachung und Entbirokratisierung sein muss, auch eine einheitliche Mehrwertsteu-
erregelung fur die Personenbeférderung mit Taxis und Mietwagen angestrebt werden.

Entlassen der Taxis aus dem Offentlichen Personennahverkehr:

Mit dem Auftrag, jederzeit und individuell Adressen erreichbar zu machen, sind Taxis nach wie vor Bestandteil
des OPNV. Da dieser Auftrag in vielen landlichen Gebieten schon Iangst nicht mehr erfullt wird und in stadtischen
Gebieten eine Vielfalt an Alternativen besteht, ist diese Regelung hinfallig.

Verbleibender Unterschied zwischen Taxi und anderen Formen der Personenbeforderung:

Um Alleinstellungsmerkmale der Taxis zu sichern, soll die duBere Kennzeichnung und die Mdglichkeit zur Nut-
zung spezieller Taxistdnde beibehalten werden.

Nutzung von Busspuren liberalisieren — Fokus auf Mehr-Personen-Verkehre:

Im Gegensatz zum restlichen Individualverkehr diirfen Taxis die Busspur mitbenutzen. So kdnnen Fahrgéste auch
in Innenstadtbereichen mit viel Verkehr und entsprechenden Staus vergleichsweise deutlich schneller vorankom-
men. Dieses Privileg entstammt der antiquierten aber momentan noch geltenden Einbindung der Taxis in den
OPNV. Fiir eine Belebung des fairen Wettbewerbs fordern die Antragssteller zusammen mit der Entlassung der
Taxis aus dem OPNV die Liberalisierung der Nutzung von Busspuren fiir kommerzielle Pooling-Fahrten.

Schaffen von Real-Quartieren (,,regulatory sandboxes*):

Real-Quartiere sind Testfelder fiir neue Geschéftsmodelle. Oftmals ist die bestehende Regulation ein Hemmschuh
fur die Umsetzung innovativer Konzepte. Um aussichtsreichen Griindern trotzdem eine faire Chance zum Markt-
eintritt zu bieten, wird ihnen im Rahmen von Real-Quartieren fiir einen bestimmten Zeitraum oder in bestimmten
Bereichen eine Ausnahmeregelung ermdglicht.

Freigabe von Daten:

Die Verfiigbarkeit von und der Zugang zu Daten ist Grundvoraussetzung fiir das Entstehen digitaler und innova-
tiver Geschaftsmodelle. Durch die Pflicht fir steuerfinanzierte OPNV-Betriebe ihre Fahrplandaten sowie weitere
Mobilitatsdaten 6ffentlich verfiighar zu machen, wird es insbesondere Startups erleichtert mit ihren digitalen Kon-
zepten auf dem Heimatmarkt Fuld zu fassen.



	Öffnung des Taximarktes:



